
Politik lässt GFL

mit Eingaben zum
Kraftwerk abblitzen

Ausschuss: Zurück ohne Beratung

Lünen • Die Hoffnung der
Wählergemeinschaft GFL
(Gemeinsam für Lünen),
nochmals eine politische Dis­
kussion im Rat über das ge­
plante Trianel-Kraftwerk er­
zwingen zu können, hat sich
nicht erfüllt.

Der Haupt- und Finanzaus­
schuss beriet die neun Anre­
gungen und eine Beschwerde
der GFL gestern gar nicht
erst, weil sie laut Bürgermeis­
ter Hans Wilhelm Stodollick
fast aus-
nahmslos Fra-
gen, Erklärun-
gen und An­
sichten ent­
hielten, somit
"keine Anre­
gungen und
Beschwerden
im Sinne des
Petitionsrech-
tes" darstellten und laut Para­
graph 12 der Hauptsatzung
der Stadt ohne Beratung zu­
rückzugeben seien. Uns so
geschah es auch. Gegen die
Stimme von Erika Roß (Foto,
Bündnisgrüne), die sich
"mehr Transparenz f\ir die
Wählergemeinschaft erhofft"
hatte. Inhaltliche Aussagen

gab es aber dennoch, als der
Bürgermeister die Rückgabe­
Gründe einzeln erläuterte.

So würden netto 2,5 Mio.
Euro Zusatzeinnahme für die
Stadt bleiben, falls Trianel,
wie in Aussicht gestellt, 10
Mio.Euro Gewerbesteuer
jährlich abführe. Hinzu kom­
me noch der Einkommen­
steueranteil der Kommune
aus den neuen Arbeitsplätzen
im und durch das Kraftwerk.

Für das Tochterunterneh­
men Stadtwerke sieht die
Stadt kein Risiko infolge der
Kraftwerksbeteiligung, son­
dern erwarte in Zukunft eher
steigende Ausschüttungen an
den Haushalt. Die Wirtschaft­
lichkeit des Kraftwerksvorha­
bens sei belegt: Internationa­
le und deutsche Großbanken
hätten das Projekt durch­
leuchtet und als "sehr wert­
haltig" befunden.

Auf dem Immobilienmarkt
seien keine Entwicklungen
erkennbar, die man auf das
projektierte Kraftwerk zurück
führen könne, so Stodollick
zum Vorhalt der GFL, wo­
nach die Immobiliennachfra­
ge bereits jetzt spürbar
sinke .• Fie-


